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UMWELTBERICHT 
 
Da im Rahmen des Parallelverfahrens zum Bebauungs- und Grünordnungsplan „Sondergebiet 
Photovoltaik Lerchenhaid Nordteil“ (Nr. 205) ein ausführlicher Umweltbericht erstellt wird, wird 
im Rahmen der Möglichkeiten zur Abschichtung in diesem Flächennutzungsplan-
Änderungsverfahren zunächst auf die Frage der Standortalternativen eingegangen. 
 
A Standortprüfung 
 
Basis für die Förderung von Photovoltaik-Freianlagen bildet das „Gesetz für den Ausbau  
Erneuerbarer Energien“, kurz EEG, vom 20. Juli 2014, zuletzt geändert am 29. August 2016. Im 
§ 51 EEG 2014  wird die Vergütung für Strom aus solarer Strahlungsenergie geregelt. 
Maßgeblich für die vorliegende Standortprüfung sind die Kriterien gemäß § 51 Absatz 1 Nr. 3. 
EEG 2014: 
 
Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie beträgt der anzulegende 
Wert vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 bis einschließlich einer installierten Leistung von 10 Megawatt  
9,23 Cent pro Kilowattstunde unter Berücksichtigung der Absenkung oder Erhöhung nach § 31, wenn die 
Anlage 
 

1. (C) 
2. (C) 
3. Im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplanes im Sinne des § 30 des Baugesetzbuchs 

errichtet worden ist und 
a) Vor dem 1. September 2003 aufgestellt und später nicht mit dem Zweck geändert worden ist, 

eine Anlage zum Zeck der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie zu errichten, 
b) der Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2010 für die Fläche, auf der die Anlage errichtet 

worden ist, ein Gewerbe- oder Industriegebiet im Sinne der §§ 8 und 9 der 
Baunutzungsverordnung ausgewiesen hat, auch wenn die Festsetzung nach dem 1. Januar 
2010 zumindest auch mit dem Zweck geändert wurde, eine Anlage zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie zu errichten, oder 

c) der Bebauungsplan nach dem 1. September 2003 zumindest auch mit dem Zweck der 
Errichtung einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie               
aufgestellt worden ist und sich die Anlage 

aa) auf Flächen befindet, die längs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und 
die Anlage in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, errichtet worden ist, 

bb)  auf Flächen befindet, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder 
Änderung des Bebauungsplanes bereits versiegelt waren, oder 

cc) auf Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung befindet und diese Flächen zum Zeitpunkt des Beschlusses 
über die Aufstellung oder Änderung des Bebauungsplanes nicht rechtsverbindlich als 
Naturschutzgebiet im Sinne des § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes oder als 
Nationalpark im Sinne des § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes festgesetzt worden 
sind. 

 
Unter Verweis auf den Beschluss des Stadtrates Straubing vom 25.07.2011 zur Erstellung eines 
„Integrierten Klimaschutz- und Energiekonzeptes“ (IKSEK) für die Stadt Straubing und die am 
21.11.2011 beschlossene Prüfung von potentiellen Standorten zur Errichtung von Windenergie-
anlagen, kann die Auseinandersetzung mit der Thematik großflächiger Photovoltaikanlagen als 
eigenständig bewertbarer Teil des IKSEK angesehen werden. 
 
Die Möglichkeiten für die Ausweisung von Bebauungsplänen zur Errichtung von großflächigen
PV-Anlagen  beschränken  sich  auf  Grund  der  örtlichen  Gegebenheiten  des  Stadtgebietes  im
Wesentlichen  auf  Flächen,  die  entlang  von  Schienenwegen  liegen  und  solche,  auf denen
Lehmabbau betrieben wurde (Konversionsflächen). Flächenpotentiale, die bereits überplant und
für gewerbliche Nutzungen hierfür ebenfalls geeignet wären, sind aus wirtschaftlichen Gründen
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für PV-Freilandanlagen uninteressant. Da sich daher großflächige PV-Freilandanlagen vor-
nehmlich im Außenbereich befinden, sind - wie bisher - folgende Ausschlusskriterien vorgege-
ben:  
 
- keine oder eine beschränkte Einspeisemöglichkeit ins öffentliche Stromnetz, 
- aus Sicht des Naturschutzes, der Bodendenkmalpflege oder anderer unüberwindbarer 

Fachbelange schützenswerte bzw. freizuhaltende Gebiete, 
- Gebiete, die als Siedlungsentwicklungs- und Naherholungsareale geeignet sind, 
- und Gebiete, die auf Grund örtlicher Gegebenheiten unwirtschaftliche Stromerzeugungsbe-

dingungen erwarten lassen. 
 
Dem IMS des Bayerischen Staatsministeriums des Innern für Freiflächen-Fotovoltaikanlagen 
vom 14.01.2011 zufolge ist bei der EEG-Variante „auto- oder eisenbahnnahe Flächen“ eine 
Anbindung an eine geeignete Siedlungsstruktur, wie dies üblicherweise bei der Errichtung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlangen gefordert wird, entbehrlich.  
 
Mit dem Anbindungsgebot bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen soll unter anderem eine 
Zerschneidung von (weitgehend ungestörter) Landschaft vermieden werden. Dies ist bei der 
EEG-Variante „auto- oder eisenbahnnahe Fläche““ dahingehend zu interpretieren, dass 
Freiflächen-Fotovoltaikanlagen in einem eng begrenzten Korridor von 110 m beiderseits der 
Autobahn oder Eisenbahntrassen angesichts der Vorbelastung der Flächen möglich sind. Sinn 
und Zweck des Anbindungsgebots sei es nämlich zum einen, die Zersiedelung der Landschaft 
zu vermeiden. Dies sei in einem eng begrenzten Korridor von 110 m beiderseits der Autobahn- 
oder Eisenbahnstraßen angesichts der Vorbelastung der Flächen generell unproblematisch. 
Auch die zweite Begründung des Anbindungsgebots, die besondere wirtschaftliche Nutzung von 
bestehender Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen spielt dem IMS zufolge, anders als 
etwa bei Gewerbebetrieben, in der Regel bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen ebenfalls keine 
Rolle. Konsequenz hieraus ist, dass für Freiflächen-Photovoltaikanlagen, die in dem genannten 
Korridor beiderseits der Autobahn- oder Eisenbahnstraßen geplant werden, trotz fehlender 
Anbindung keine Negativ-Standortanalyse durchgeführt werden muss.  
 
Die Stadt Straubing will einen aktiven und wesentlichen Beitrag zum globalen Klimaschutz und 
zur Reduzierung der Entstehung von Treibhausgasen durch die Errichtung von Anlagen zur 
erneuerbaren Stromerzeugung in Form eines zumindest CO2-neutralen Energiemixes u.a. aus 
Wasserkraft, Geothermie, Biomasse, Photovoltaik, Windkraft und dgl. leisten. Zur Erfassung und 
Bewertung des Status Quo und zur konkreten Definition von Zielen und Maßnahmen wurde 
durch den Stadtrat am 25.07.2011 die Erstellung eines „Integrierten Klimaschutz- und Energie-
konzeptes“ einstimmig beschlossen. Die Stadt Straubing will außerdem einen aktiven und we-
sentlichen Beitrag zur Ressourcenschonung von endlichen Primärenergieträgern (u.a. Erdöl, 
Gas, Kohle) und zum Ausstieg aus der Atomenergie leisten. U.a. im Zuge der weiteren Entwick-
lung des Wissenschaftsstandortes Straubing wird der Stellung und dem Ausbau als Region der 
nachwachsenden Rohstoffe besondere Bedeutung beigemessen.  Um die Bürgerinnen und 
Bürger Straubings grundsätzlich in die Erzeugung von erneuerbaren Energien mit einzubezie-
hen, soll deren Beteiligungsmöglichkeit an Photovoltaikanlagen möglichst 50 % der angestreb-
ten elektrischen Leistung betragen.  
 
Photovoltaikanlagen 
 
Für die Ausweisung von großflächigen Photovoltaikanlagen wurde unter Federführung des 
Baureferates ein Standortkonzept erstellt. Dieses ist als Bestandteil in das zur Erstellung 
beschlossene "Integrierte Klimaschutz- und Energiekonzept" (IKSEK) eingearbeitet. Auf Basis 
dieses zur Fortschreibung geeineten Standortkonzeptes sind im Bedarfsfall die entsprechenden 
Bauleitplanverfahren einzuleiten. 
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Für potenziell geeignete Standorte im Stadtgebiet ergeben sich folgende Beurteilungen: 
 
PV-Anlage Schienenweg Mitterharthausen 
 
Die Anlage östlich des Schienenweges nach Mitterharthausen wurde 2012 errichtet und ist in 
Betrieb. 
 
PV-Anlage am Aster Weg 
 
Das Areal ist ein ehemaliges, nicht verfülltes Lehmabbaugebiet der Ziegelei Jungmeier, den-
noch ist hier zu klären, ob die Fläche gemäß EEG als vergütungsfähig eingestuft werden kann. 
Die o.g. Ausschlusskriterien liegen jedenfalls auch hier nicht vor. Die Stadtwerke und die Bo-
dendenkmalpflege haben das Einverständnis erklärt. Der fachliche Naturschutz weist auf das 
Erfordernis der artenschutzrechtlichen Prüfung hin, ansonsten besteht Einverständnis mit der 
Standortwahl. Der Eigentümer der nördlichen Grundstücke ist bereit, die Straubinger Bevölke-
rung zu 50 % an der Anlage zu beteiligen. Mit dem Eigentümer des südlichen Grundstückes 
wird Kontakt aufgenommen, um zu klären, ob eine Mitwirkungsinteresse besteht. 
Da die Anlage den Ansprüchen an gemäß EEG „vergütungsfähige“ Konversionsflächen wohl 
nicht erfüllen dürfte, wurde ein Weiterbetreiben dieses Projektes zurückgestellt. 
 
PV-Anlage Eglseer Moos 
 
Das Areal liegt im EEG-vergütungsrelevanten 110 m-Korridor entlang eines Schienenweges. 
Die o.g. Ausschlusskriterien liegen hier nicht vor. Die Stadtwerke und die Bodendenkmalpflege 
haben das Einverständnis erklärt. Der fachliche Naturschutz weist auf das Erfordernis der arten-
schutzrechtlichen Prüfung hin, ansonsten besteht Einverständnis mit der Standortwahl. Das 
Areal liegt außerhalb des rechtswirksamen Grünordnungsplanes „Eglseer Moos Ost“. Die Be-
schlüsse zur Einleitung der Bauleitplanverfahren wurden 2012 gefasst, wegen des Vetos des 
Grundeigentümers wurde das Vorhaben jedoch bislang nicht umgesetzt. 
 
PV-Anlage Südring – Goldfeld 
 
Das Areal ist ein ehemaliges, nicht verfülltes Lehmabbaugebiet der Ziegelei Jungmeier. Auch 
hier ist noch zu prüfen, ob die Fläche gemäß EEG vergütungsfähig ist. Belange der Stadtwerke, 
des Naturschutzes und der Archäologie wurden geprüft, solche stehen dem Vorhaben nicht ent-
gegen. Die Bereitschaft des Grundstückseigentümers bzgl. der Mitwirkungsbereitschaft gemäß 
den formulierten Zielstellungen ist noch zu erfragen. 
Da die Anlage den Ansprüchen an gemäß EEG „vergütungsfähige“ Konversionsflächen wohl 
nicht erfüllen dürfte, wurde ein Weiterbetreiben dieses Projektes zurückgestellt. 

 
PV-Anlage Lerchenhaid 
 
Der Standort südlich der Bahnlinie Passau-Obertraubling wurde im Jahr 2013 mittels der 
Bebauungs- und Grünordnungspläne SO Photovoltaik „Lerchenhaid“ und „Lerchenhaid-Ostteil“ 
umgesetzt. Die Anlagen sind in Betrieb. 
 
Bewertung des vorliegenden Standortes 
 
Der mit der 24. Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes dargestellte Standort 
für die Photovoltaik-Anlage „Lerchenhaid-Nordteil“ ist dem Standort Schienenweg Lerchenhaid 
zuzuordnen. Er ist daher aus den Ergebnissen des Standortkonzeptes entwickelt und entspricht 
den städtebaulichen Zielen der Stadt Straubing.  
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B Umweltbericht 
 
Die folgenden Ausführungen entsprechen im Detaillierungsgrad dem Umweltbericht zum 
Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 205 Sondergebiet „Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid 
Nordteil“.  
 
 
1. Ziele des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung 
 
Die Stadt Straubing hat mit der Entwicklung der Photovoltaik-Freilandanlagen „Lerchenhaid“ und 
„Lerchenhaid-Ost“ einen aktiven und wesentlichen Beitrag zum globalen Klimaschutz und zur 
Reduzierung der Entstehung von Treibhausgasen durch die Errichtung von Anlagen zur 
erneuerbaren Stromerzeugung in Form eines zumindest CO2-neutralen Energiemixes u.a. aus 
Wasserkraft, Geothermie, Biomasse, Photovoltaik, Windkraft und dgl. geleistet. Das Ziel, einen 
aktiven und wesentlichen Beitrag zur Ressourcenschonung von endlichen Primärenergieträgern 
(u.a. Erdöl, Gas, Kohle) und zum Ausstieg aus der Atomenergie zu leisten, soll weiterhin 
nachhaltig verfolgt werden. U. a. im Zuge der weiteren Entwicklung des 
Wissenschaftsstandortes Straubing wird der Stellung und dem Ausbau als Region der 
nachwachsenden Rohstoffe besondere Bedeutung beigemessen. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes mit integrierter Grünordnung Nr. 205 „Sondergebiet 
Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid Nordteil“ sollen die baurechtlichen Voraussetzungen für die 
Errichtung einer Photovoltaik-Freilandanlage zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie geschaffen werden. Die Flächen werden als Sonstiges Sondergebiet gem. § 
11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ ausgewiesen. 
 
Gemäß § 9 Abs. 2 Ziffer 1 BauGB wird die Nutzung des Sondergebietes „Photovoltaik-Anlage“ 
für 25 Jahre festgelegt. Als Folgenutzung ist der Ist-Zustand „landwirtschaftliche Nutzfläche“ 
wieder herzustellen (§ 9 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 
 
 
2.  Ziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 
 
2.1. Landesentwicklungsprogramm Bayern 
 
Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22. August 2013 sind folgende 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung zu berücksichtigen: 
 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung: 
Die Zersiedelung der Landschaft soll verhindert werden. Neubauflächen sollen möglichst in 
Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten ausgewiesen werden (Ziel 3.3 LEP 2013). 
 
Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen (Ziel 6.2.1 LEP 2013). 
 
In den Regionalplänen sind regionale Grünzüge zur Gliederung der Siedlungsräume, zur 
Verbesserung des Bioklimas oder zur Erholungsvorsorge festzulegen. (Ziel 7.1.4 LEP 2013).  
Insbesondere in verdichteten Räumen sollen Frei- und Grünflächen erhalten und zu 
zusammenhängenden Grünstrukturen mit Verbindung zur freien Landschaft entwickelt werden 
(Grundsatz 7.1.4 LEP 2013). 
 
Lebensräume für wildlebende Arten sollen gesichert und entwickelt werden. Die 
Wanderkorridore wildlebender Arten zu Land, zu Wasser und in der Luft sollen erhalten und 
wiederhergestellt werden (Grundsatz 7.1.6 LEP 2013). 
Ein zusammenhängendes Netz von Biotopen ist zu schaffen und zu verdichten (Ziel 7.1.6 LEP 
2013) 
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Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung: 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. (Grundsatz 6.3.2 LEP 2013). 
 
 
Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung: 
 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen sind keine Siedlungsflächen im Sinne des Ziels 3.3 LEP 2013. 
Insofern sind hierdurch Belange der Raumordnung und Landesplanung nicht berührt. 
 
Die Entwicklung der Freiflächen-Photovoltaikanlage unterstützt die Umsetzung des Ziels 6.2.1 
LEP 2013. Der Standort innerhalb 110m-Korridor entlang der Bahnlinie Passau-Obertraubling 
befindet sich in einem durch den Schienenweg und bestehende Freiflächen-
Photovoltaikanlagen landschaftlich vorbelasteten Gebiet. Damit kann dem Grundsatz 6.3.2 LEP 
2013 entsprochen werden. 
Der Grundsatz 7.1.6 und das Ziel 7.1.6 werden durch die Anlagen von Baum- und 
Strauchpflanzungen sowie die flächige Anlage von extensiven Wiesenflächen für die Dauer des 
Anlagenbetriebes unterstützt. 
 
2.2. Ziele der Regionalplanung  
 
Das Plangebiet liegt in der Planungsregion 12 Donau-Wald. Die Fläche befindet sich nicht 
innerhalb von landschaftlichen Vorbehaltsgebieten oder Vorranggebieten für die Gewinnung von 
Rohstoffen. Es gibt keine regionalplanerischen Festlegungen, die der geplanten Nutzung 
entgegenstehen. 
 
Für die Bauleitplanung sind nachfolgende Ziele und Grundsätze des Regionalplans (Stand 
30.04.2016) zu beachten: 
 

• Auf die Schaffung ökologischer Ausgleichsflächen soll in landwirtschaftlich intensiv 
genutzten Gebieten, insbesondere südlich der Donau, und in städtischen Bereichen 
hingewirkt werden (Ziel BI 1.3 RP12). 
 

• Zur Sicherung einer wirtschaftlichen, sicheren, klima- und umweltfreundlichen Energie-
versorgung soll in der Region eine nach Energieträgern diversifizierte Energieversorgung 
angestrebt und auf einen sparsamen und rationellen Umgang mit Energie hingewirkt 
werden. Die in der Region vorhandenen Potenziale für erneuerbare Energieträger sollen 
erschlossen werden, soweit dies mit anderen fachlichen Belangen vereinbar ist (Grund-
satz B III 1 RP 12). 

 
 
Berücksichtigung der Ziele des Regionalplans: 
 
Mit der Entwicklung der Freiflächen-Photovoltaikanlage werden die vorhandenen Potenziale für 
erneuerbare Energien weiter erschlossen. Durch die Grünordnungsmaßnahmen (Hecken, 
Extensivwiesen) werden ökologisch wirksame Strukturen in einem bislang intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Raum geschaffen, der arm an naturnahen Strukturen ist. Zu 
bestehenden naturnah  Landschaftselementen können Vernetzungen aufgebaut werden. Den 
Grundsätzen der Regionalplanung kann dadurch entsprochen werden. 
 
 
2.3. Stadtbiotopkartierung Straubing 
 
Innerhalb des Geltungsbereichs liegen keine Flächen, die in der Stadtbiotopkartierung Straubing
erfasst sind.
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Im Nordwesten befindet sich eine Baum-Strauch-Hecke mit der Biotopnummer SR-0243-008. 
an. Es handelt sich um eine schmale Windschutzhecke aus den 50er Jahren des 20. 
Jahrhunderts. Artenzusammensetzung: Feld-Ahorn, Spitz-Ahorn, Berg-Ahorn, Hänge-Birke, 
Hainbuche, Stiel-Eiche, Eberesche, Winter-Linde, Berg-Ulme, Pappel, Blutroter Hartriegel, 
Europäische Hasel, Eingriffliger Weißdorn, Gewöhnlicher Liguster, Silber-Weide, Sal-Weide, 
Korb-Weide, Wolliger Schneeball und Rose. Ca. 40 m westlich der geplanten Anlage befindet 
sich eine weitere schmale Windschutzhecke, die nicht in der Stadtbiotopkartierung erfasst ist. 
Aufgrund der sehr schmalen Grundstücke wird in beiden Fällen die Hecke durch öffentliche 
Feldwege und landwirtschaftliche Nutzung stark eingegrenzt. Die ersten ca. 4 m Höhe werden 
regelmäßig zurückgeschnitten, erst darüber kann sich eine natürliche Krone ausbilden. 
 
 
2.4. Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan 
 
Im Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Stadt Straubing sind folgende 
planungsrelevanten Ziele dargestellt: 
 
Beiderseits der Bahnlinie Passau-Obertraubling sind bandartig begleitende, gliedernde und 
abschirmende Grünflächen dargestellt. Um die Außenbereichsbebauung Lerchenhaid Haus-Nr. 
70  sowie entlang der Windschutzhecke im Westen sind weitere gliedernde und abschirmende 
Grünflächen dargestellt.  
 
Allgemeine Ziele der Landschaftsplanung: 

- Erhalt und Entwicklung als gliedernde Grün- und Freiflächen 
- keine Bebauung 
- ökologische Aufwertung  
- Integration in den Biotopverbund 
- Hervorhebung wichtiger landschaftsbildprägender Strükturen (Gewässer, Senken, 

Tälchen, Hang- und Geländekanten) 
- Sicherung, Aufbau und Entwicklung differenzierter Ortsränder 
- Bereich für die Naherholung 
- Abschirmung 
- Verbindungsachsen für das Fuß- und Radwegesystem 

 
Konkrete Ziele der Landschaftsplanung: 

- Die Ortsränder differenziert gestalten bzw. aufbauen 
- Einbindung der Siedlung in die Landschaft 
- Eingrünungen von Einzelbebauung / Gehöften im Außenbereich erhalten und entwickeln 

 
Die Windschutzhecke im Westen ist als geschützter Landschaftsbestandteil gekennzeichnet. 
 
Die Ziele werden für die vorliegende Planung durch die abschirmende und biotopvernetzende 
Wirkung der geplanten Bepflanzungen sowie die ökologische Aufwertung der zu 
extensivierenden Ackerflächen berücksichtigt. Die Bebauung wird landschaftlich angemessen 
eingebunden. 
 
 
2.5. Arten- und Biotopschutzprogramm 
 
Für die Stadt Straubing gibt es kein Arten- und Biotopschutzprogramm. 
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3.  Bestandsbeschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Nachfolgend wird der aktuelle Zustand des Plangebietes und die vorgesehene Nutzung 
bezogen auf die zu berücksichtigenden Schutzgüter gem. § 1 Abs. 6 Nrn. 7a BauGB (Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, biologische Vielfalt), 7c BauGB (Mensch, 
Gesundheit), 7d BauGB (Kulturgüter und sonstige Sachgüter) sowie 7 i BauGB 
(Wechselwirkungen der vorgenannten Schutzgüter untereinander) dargestellt und die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens bewertet. 
 
 
3.1. Schutzgut Mensch 
 
Bestand: 
Das Plangebiet liegt weit abseits von zusammenhängenden Wohnbauflächen. Das Plangebiet 
ist durch eine Mischung aus Verkehrsinfrastruktur, Landwirtschaft und 
Außenbereichsbebauungen geprägt. Das Gebiet ist durch die unmittelbare Lage am 
Schienenweg Passau – Obertraubling, durch Verkehrslärm und Beunruhigung vorbelastet. 
 
Auswirkungen: 
Während der Bauzeit kommt es durch den Baustellenverkehr zu einem zusätzlichen 
Verkehrsaufkommen. Die Arbeiten für die Fundamentierung und Errichtung der Anlage 
verursachen zeitlich begrenzt Lärm. Die Anbindung der Baustelle kann von Norden her über das 
öffentliche Feldwegenetz mit Anbindung an die Kreisstraße Srs21 über Lerchenhaid erfolgen. 
Vom Betrieb der Anlage selbst sind keine wesentlichen Auswirkungen auf den Menschen zu 
erwarten. Durch den Standort des Trafos können aufgrund der Entfernung zum 
nächstgelegenen Wohngebäude mehr als 98 m) Auswirkungen elektromagnetischer Wellen 
ausgeschlossen werden. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen mit einer geringen Erheblichkeit für das Schutzgut 
Mensch zu erwarten. 
 
 
3.2. Tiere / Pflanzen / Biologische Vielfalt 
 
Bestand: 
Die intensiv genutzten Ackerflächen haben geringe Bedeutung für Natur und Landschaft. Von 
höherer ökologischer Bedeutung sind die Gehölzbestände westlich und nordwestlich des 
Geltungsbereichs, da sie die wenigen naturnahen Strukturen im Gebiet bilden und nach Norden 
Richtung B8 anbinden.  
 
Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Schutzgebieten im Sinne der § 23-29 BNatSchG und 
hat keine wesentliche Bedeutung für den Biotopverbund (§ 21 BNatSchG). 
 
Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG: 

 
Hinsichtlich der Auswirkungen des Vorhabens auf potenziell im Gebiet vorkommende Arten (Ar-
tenschutzprüfung) kann auf vorhandene Daten aus dem östlich gelegenen Gebiet um Alburg 
zurückgegriffen werden. Aufgrund der vergleichbaren naturräumlichen Ausstattung sind die dort 
bekannten Artenvorkommen auf das Plangebiet Lerchenhaid zumindest übertragbar. Anhand 
der Kenntnisse im Raum wurde das planungsrelevante Artenspektrum abgeschichtet und ein-
gegrenzt. 
 
Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie) kommen im Wirk-
raum der Maßnahme nicht vor. Es ergibt sich keine Betroffenheit. 
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Bei den Tierarten nach Anhang IV FFH-RL ergibt sich eine potenzielle Betroffenheit für die  
Artengruppe der Reptilien, speziell für die Zauneidechse (Lacerta agilis). Vorkommen der 
Zauneidechse können aufgrund der bahnnahen Lage und der räumlichen Nähe zu bekannten 
Populationen (Bahnanlagen im Bereich ehem. Ziegelei Mayer an der Geiselhöringer Straße) 
derzeit nicht ausgeschlossen werden. 
 
Bei den europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie sind potenziell Arten 
betroffen, die an Agrarlebensräume gebunden sind: Rebhuhn (Perdix perdix), Wachtel (Coturnix 
coturnix), Wiesenschafstelze (Motacilla flava) und Feldlerche (Alauda arvensis). 
 
Auswirkungen: 
 
Aufgrund von Art und Umfang der geplanten Anlagen ergeben sich nachfolgende Auswirkungen 
auf die genannten Artengruppen: 
 
Baubedingte Wirkfaktoren: 

• Flächenverbrauch von baulichen Anlagen. Verlust von Bruthabitaten von Bodenbrütern. 
• Störwirkung durch Baubetrieb (Beunruhigung, Lärm). 

 
Anlagenbedingte Wirkfaktoren: 

• Flächenverbrauch durch Errichtung von baulichen Anlagen. Dauerhafter Verlust von 
Bruthabitaten von Bodenbrütern. 

 
Betriebsbedingte Wirkprozesse kommen aufgrund der Art der Anlage nicht zum Tragen. 
 
Bewertung der Auswirkungen: 
 
Artengruppe Reptilien. Zauneidechse (Lacerta agilis). 
Rote Liste Status BRD:  V 
Rote Liste Status BY:  V 
 
Das Vorkommen ist potenziell möglich. Der Erhaltungszustand der lokalen Population auf der 
Ebene Bayerns wird mit ungünstig bis unzureichend bewertet. Da im Gebiet kein Vorkommen 
bekannt ist, aber nicht ausgeschlossen werden kann, wird die örtliche Population mit mittel bis 
schlecht bewertet. Als potenzielle Lebensräume sind der geschotterte Gleiskörper der 
Bahnstrecke sowie die angrenzenden Böschungen mit Ruderal- und Altgrasfluren zu bewerten. 
Die Ackerflächen und die öffentlichen Feldwege sind als Lebensraum ungeeignet. 
 
Schädigungsverbot: 

Ein direkter Eingriff in potenzielle Lebensräume erfolgt durch die Planung nicht, da 
ausschließlich Ackerflächen beansprucht werden. Das Schädigungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 
3 und 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG ist nicht erfüllt. 
 
Störungsverbot: 

Eine nachhaltige Störung durch die Bautätigkeiten ist nicht zu erwarten. Die Bautätigkeiten 
umfassen einen zeitlich begrenzten Rahmen und beanspruchen keine potenziellen Lebens- und 
Fortpflanzungsräume. Das Störungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG ist 
nicht erfüllt. 
 
Tötungsverbot: 

Ein signifikantes Tötungsrisiko durch den Baustellenverkehr ist nicht gegeben. Die 
Baumaßnahmen sind zeitlich begrenzt und betreffen keine potenziellen Lebens- und 
Fortpflanzungsräume. Das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG ist 
nicht erfüllt. 
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Artengruppe Vögel. Bodenbrütende Vogelarten. 
 
Das Vorkommen von Rebhuhn (Perdix perdix) und Feldlerche (Alauda arvensis) ist für das 
Gebiet im Nahbereich Lerchenhaid bestätigt. Wachtel (Coturnix coturnix) und 
Wiesenschafstelze (Motacilla flava) können potenziell vorkommen, bestätigte Angaben liegen 
jedoch nicht vor. 
 
Aufgrund der Art des Vorhabens sind für die bodenbrütenden Vogelarten neben dem Zeitraum 
der Bauarbeiten bis zur Fertigstellung der Anlagen auch mögliche Auswirkungen der Gesamt-
Anlage (bauliche Anlagen, einschl. der Randeingrünungen) zu beurteilen. Aus dem Betrieb der 
Anlage sind keine relevanten Auswirkungen hinsichtlich der einschlägigen Verbotstatbestände 
zu erwarten. 
 
Zu Beurteilung der potenziellen Auswirkungen von Photovoltaik-Freilandanlagen wird auf die 
Veröffentlichung „Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanlagen“ 
des Bundesamtes für Naturschutz, Bonn – Bad Godesberg 2009 (BfN – Skripten 247) , 
verwiesen. Ziel der gegenständlichen Untersuchungen anhand von sechs Photovoltaik-
Standorten war es, einen Überblick zu möglichen Auswirkungen der Photovoltaik-
Freiflächenanlagen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild zu erhalten. Darüber hinaus sollten 
der Umfang von Auswirkungen auf bestimmte Lebensräume und Artengruppen ermittelt und 
Anknüpfungspunkte für weiteres naturschutzfachliches Handeln aufgezeigt werden. Speziell für 
die Artengruppe der Vögel lassen sich die Ergebnisse der Untersuchung in Auszügen wie folgt 
darstellen: 
 
„Flächeninanspruchnahme: 
Mit dem Bau einer PV-Freiflächenanlage ist eine Flächeninanspruchnahme verbunden, die in  
alle Regel auch Lebensräume von bislang dort vorkommenden Vogelarten betreffen.  (...) Für 
eine Reihe von Vogelarten können PV-Freiflächenanlagen jedoch auch positive Auswirkungen 
haben. Insbesondere in ansonsten intensiv genutzten Agrarlandschaften können die (in der 
Regel) pestizidfreien und ungedüngten, extensiv genutzten PV-Anlagenflächen wertvolle Inseln 
sein, die als Brutplatz oder Nahrungsbiotop dienen. Dies gilt z.B. für Arten wie Feldlerche, 
Rebhuhn, Schafstelze und vermutlich auch Wachtel, Ortolan und Grauammer. (...)“ [Seite 82 
BfN - Skripten 247]. 
 
„Mindestabstände zu PV-Modulen von Rast- und Brutvögeln im Offenland: 
Die vorliegenden Untersuchungen zeigen, dass zahlreiche Vogelarten die Flächen in PV-FFA 
als Jagd-, Nahrungs- oder Brutgebiet nutzen können. Hierzu zählen auch einige für die 
Offenlandschaft typische Arten wie die Feldlerche (...) „ [Seite 151 BfN – Skripten 247]. 
 
In Tabelle 25 des Anhangs (PV-Anlage Erlasee) lässt sich ersehen, dass Feldlerchen sowohl 
unter den Modulen als auch neben den Modulen oder überfliegend festgestellt werden konnten. 
In Tabelle 26 des Anhangs ist dargelegt, dass Feldlerchen bei der Rast, bei der Nahrungssuche 
oder überfliegend beobachtet wurden. Dabei wird ein Abstand zur Anlage von 50 m ebenfalls 
unterschritten. Auch Schafstelzen konnten in diesem Umfeld beobachtet werden. 
 
Zusammenfassende Beurteilung: 
 
Aus den Ergebnissen der Untersuchung des BfN lässt sich ableiten, dass es für die im Gebiet 
Lerchenhaid potenziell vorkommenden Populationen von Feldlerche und Schafstelze durch den 
Bau der Photovoltaik-Freilandanlage zu keiner Verschlechterung der gegenwärtigen 
Lebensraumbedingungen kommt. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass die entstehenden 
extensiv bewirtschafteten Flächen innerhalb der Anlage als Rast-, Nahrungs- und 
Fortpflanzungsraum angenommen werden. Offenbar spielt bei den Anlagen eine zu vermutende 
Vergrämung durch den sogenannten „Silhouetten-Effekt“ (zu erklären als Scheuchwirkung 
aufgrund der entstehenden Sichthindernisse durch bauliche Anlagen und Bepflanzungen) – 
anders als bei Offenlandarten gemeinhin erwartet - keine signifikante Rolle. Die im Offenland 
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agrarische geprägter Gebiete lebenden Arten Feldlerche und Schafstelze scheinen sich die 
entstehenden Lebensraumbedingungen ohne größere Schwierigkeiten anpassen zu können. 
 
Es ist daher davon auszugehen, dass es durch die Errichtung der Photovoltaik-Anlagen nicht zu 
einer Verschlechterung des Zustandes der lokalen Populationen streng geschützter Arten 
kommen wird. Hinsichtlich der einschlägigen Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG werden 
die Auswirkungen des Vorhabens wie folgt bewertet: 
 
Schädigungsverbot: 
 
Eine Beschädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten und die damit verbundene 
vermeidbare Verletzung oder Tötung von Vögeln oder ihrer Entwicklungsformen (Ei, Nestlinge) 
ist hier einschlägig. Das Schädigungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG ist erfüllt, wenn die Bauarbeiten im Frühjahr ab Anfang März  während der Brutzeit 
und Nestlingszeit bis etwa Ende August ausgeführt werden. Bei den Nestflüchtern  (Rebhuhn, 
Wachtel) ist ausschließlich die Brutzeit relevant, da die Jungtiere dann bereits mobil sind und 
ausweichen können. 
 
Zur Vermeidung einer Schädigung ist daher die Ausführung der Bauarbeiten möglichst auf den 
Zeitraum von Anfang September bis Ende Februar zu legen. Bei Ausführung der Bauarbeiten 
außerhalb dieses Zeitraumes ist eine Schädigung nicht vollständig auszuschließen. Aufgrund 
der gegenwärtigen sehr intensiven landwirtschaftlichen Nutzung im Raum Lerchenhaid sind die 
vorhandenen Populationen regelmäßig einem Schädigungsrisiko durch landwirtschaftlichen 
Verkehr, Bodenbearbeitung, Flächenbewirtschaftung und Kulturmaßnahmen (Düngung, 
Spritzmitteleinsatz) ausgesetzt. Durch die Baumaßnahmen entsteht kurzzeitig ein lokal 
begrenztes höheres Risiko, das im Jahresverlauf durch weitere Bruten und mittel- bis langfristig 
durch die oben dargestellten zusätzlichen Lebensraumangebote kompensiert werden kann. Ein 
Ausweichen der Arten auf landwirtschaftliche Flächen in der unmittelbaren Umgebung ist 
möglich. Insgesamt ist daher nicht mit einer Verschlechterung des Zustandes der lokalen 
Populationen zu rechnen. 
 
Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des § 44 Absatz 5 Satz 3 BNatSchG (CEF-Maßnahmen) sind 
nicht erforderlich.  
 
Störungsverbot: 
 
Ein erhebliches Stören von Vögeln während der Fortpflanzungs-, Aufzucht, Mauser- oder 
Überwinterungs- und Wanderzeiten ist hier einschlägig. Das Störungsverbot nach § 44 Abs. 1 
Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG ist auch hier während der Bauzeit der Anlage relevant. Von der 
fertigen Anlage gehen keine Störungen aus. 
 
Analog zum Schädigungsverbot  ist das Störungsverbot während der Brut- und Aufzuchtzeit im 
Frühjahr ab März bis Ende August im Sommer relevant. Werden Baumaßnahmen 
voraussichtlich innerhalb dieses Zeitraumes ausgeführt, sind Störungen nicht vollständig 
vermeidbar. Die Bauarbeiten sind auf einen kurzen Zeitraum beschränkt und bleiben lokal 
begrenzt, so dass ein Ausweichen auf benachbarte landwirtschaftliche Flächen möglich ist. Der 
Grad der voraussichtlichen Störungen ist vergleichbar mit den Störungen durch die 
gegenwärtige landwirtschaftliche Nutzung. Eine lang anhaltende Störungsintensität mit 
erheblicher Auswirkung auf den Zustand der lokalen Populationen ist nicht zu erwarten.  
 
Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des § 44 Absatz 5 Satz 3 BNatSchG (CEF-Maßnahmen) sind 
nicht erforderlich.  
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Tötungsverbot: 

 
Ein signifikantes höheres Tötungsrisiko durch den zu erwartenden Baustellenverkehr ist nicht 
gegeben. Überwiegend werden die vorhandenen öffentlichen Feldwege als Zufahrten genutzt. 
Die Baumaßnahmen auf den Flächen erfolgen schrittweise (Erddübel setzen, Untergestelle 
aufbauen, Module montieren), so dass ein Ausweichen von Arten auf benachbarte Flächen 
möglich ist.  Die lokalen Populationen unterliegen für die Dauer der Bauzeit vergleichbaren 
Gefährdungspotenzialen, wie sie durch die gegenwärtige landwirtschaftliche Nutzung und den 
landwirtschaftlichen Verkehr entstehen. Eine Verschlechterung des Zustandes der lokalen 
Population ist nicht zu erwarten. Das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG ist nicht erfüllt. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen mittlerer Erheblichkeit für das Schutzgut Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt  zu erwarten. 
 
 
3.3. Boden 
 
Bestand: 
Im Plangebiet herrschen Löß- und Lößlehmböden vor. Den geologischen Untergrund bilden 
kiesig-sandige Deckenschotter (mindelzeitlicher Jüngerer Deckenschotter). Die Flächen des 
Plangebietes weisen eine überwiegend sehr hohe Ertragskraft auf. 
 
Auswirkungen: 
Durch anlagenbedingte geringe Bodenversiegelung ist keine erhebliche Veränderung der 
Bodengestalt erforderlich. Die Begrünung und anschließende extensive Nutzung unter den 
Modulen führt zu einer Verringerung von Stoffeinträgen in den Boden (fehlende regelmäßige 
Düngung) und der permanenten Umarbeitung. Dadurch kann sich längerfristig eine stabile 
Bodenlebewelt entwickeln, die zu einer Verbesserung der Filter- und Pufferfunktion führt. Durch 
die Nutzungsänderung werden landwirtschaftliche Flächen mit sehr guten  
Produktionsbedingungen für die Dauer des Anlagenbestandes (25 Jahre) der Produktion 
entzogen. Wegen der geringen Eingriffe in den Boden und der festgesetzten 
Rückbauverpflichtung für alle baulichen Anlagen bei Aufgabe der geplanten Nutzung ist dies als 
zeitlich befristete Auswirkung einzustufen. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Boden zu 
erwarten. 
 

 
3.4. Wasser 
 
Bestand: 
Wasserschutzgebiete und Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Das 
Niederschlagswasser versickert vor Ort. Entsprechend der Oberflächengestalt würde wild 
abfließendes Wasser in der Senke nach Osten in Richtung der Kreisstraße SRs21 abfließen. 
Aufgrund des geringen Gefälles im Plangebiet fließt Wasser in der Regel sehr langsam ab und 
versickert daher überwiegend vor Ort. Die Flächen weisen im Hinblick auf die Rückhaltung von 
Niederschlägen eine überwiegend sehr hohe Kapazität auf. 
  
Auswirkungen: 
Durch die vorgesehene Nutzung werden die Flächen mit Modulen überstellt, die zu einer 
Konzentration des Niederschlagswasserabflusses führen. Das Wasser kann jedoch vor Ort in 
den als Wiese zu begrünenden Flächen versickern. Da die Bodenversiegelungen sehr gering 
sind, ist mit keiner Verschlechterung der Versickerungsfähigkeit  zu rechnen. Das Wasser steht 
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dem lokalen Kreislauf weiterhin zur Verfügung. Aufgrund der extensiven Nutzung werden 
potenzielle stoffliche Belastungen des Wassers verringert. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Wasser zu 
erwarten. 
 
3.5. Luft 
 
Bestand: 
Das Plangebiet liegt außerhalb wichtiger Luftaustauschbahnen. Eine wesentliche Vorbelastung 
der Luftqualität ist nicht anzunehmen. 
 
Auswirkungen: 
Luftbelastungen entstehen temporär durch den Baustellenverkehr (Abgase und Stäube), haben 
jedoch keine nachhaltige Auswirkung. Von der Anlage selbst gehen keine Belastungen der Luft 
aus. Die Ausrichtung der Module in Ost-West-Richtung, die geringe bauliche Höhe und die 
abschirmenden und gliedernden Bepflanzungen haben keinen wesentlichen Einfluss auf den 
Luftaustausch. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut Luft zu 
erwarten. 
 
 
3.6. Klima 
 
Bestand: 
 
Globalklima: 

Im Stadtgebiet Straubing wurden im Bereich Schienenweg Mitterharthausen sowie im Bereich 
Lerchenhaid große Freiland-Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie 
errichtet. Die Stadt Straubing beabsichtigt weiterhin auf kommunaler Ebene einen Beitrag zur 
Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesrepublik Deutschland und des Freistaates Bayern 
zu leisten. Einen Baustein bilden dabei Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen. 
 
Lokalklima: 

Das Plangebiet liegt in einem weitgehend ebenen Gebiet, das keine wesentlichen natürlichen 
topografische Erhebungen aufweist.  Aufgrund der ebenen Lage neigt das Gebiet zur Bildung 
von Kaltluftseen mit erhöhtem Risiko von Früh- und Spätfrösten sowie Nebelbildung in den 
Übergangsjahreszeiten.  
 
Auswirkungen: 
 
Globalklima: 
Die Errichtung der Anlage trägt zur Gewinnung von Strom aus regenerativen Energiequellen bei 
und ersetzt dadurch fossile Brennstoffe. Mit der Errichtung der Anlage wird der Ausstoß von 
klimaschädlichen Gasen, vor allem CO2, reduziert und ein Beitrag zum Klimaschutz und zur 
Klimavorsorge geleistet. 
 
Lokalklima: 

Die baulichen Anlagen sind aufgrund der geringen Höhe und der Ausrichtung nicht geeignet 
Frischluftentstehungsgebiete oder Kaltluftabflussgebiete zu beeinträchtigen. Durch die 
Begrünung der privaten Grünflächen mit Gehölzen und Ansaat der Wiesenflächen können sich 
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aufgrund der stetigen Bodenbedeckung, der erhöhten Verdunstung und der bodennahen 
Windabschirmung  Verbesserungen des Lokalklimas ergeben. 
 
 
3.7. Landschafts- und Ortsbild 
 
Bestand: 
Der Landschaftsraum im Westen von Straubing ist sehr stark durch die landwirtschaftliche 
Nutzung geprägt. Aufgrund des geringen Anteils  von Gehölzstrukturen, Hecken u. ä.  ist die 
Landschaft kaum gegliedert und wirkt sehr weitläufig. Gliedernde Grünflächen und 
Gehölzbestände finden sicher erst im Übergang zu den besiedelten Stadtrandbereichen von 
Alburg und Straubing im Süden und Südosten sowie im Bereich nördlich von Lerchenhaid. 
Entlang der Bahnlinie Passau Obertraubling befinden sich südlich und nördlich der Bahntrasse 
auf einer Länge von ca. 1,6 km großflächige Photovoltaik-Freilandanlagen auf dem Gebiet der 
Stadt Straubing und der Nachbargemeinde Atting. Dadurch wird das unmittelbare Umfeld des 
Plangebietes bereist durch gleichartige Nutzungen bestimmt. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Errichtung der Solarmodule kommt es zu einer Veränderung des Orts- und 
Landschaftsbildes, da die auf den Untergestellen montierten Solarmodule aufgrund der 
Anlagengröße und der Moduloberfläche als technisch wahrgenommen werden. Aufgrund der 
Standortwahl auf bahnnahen Flächen und der Lage in unmittelbarem Zusammenhang zu 
bestehenden Photovoltaik-Freilandanlagen erfolgt eine unmittelbare Anbindung an durch lineare 
Infrastruktureinrichtungen vorbelastete Landschaftsräume. 
Durch die abschirmenden Grünflächen mit Pflanzungen an den Außengrenzen im Osten und 
Norden ist zu erwarten, dass eine landschaftsgerechte Einbindung im Nahbereich erfolgen 
kann. Eine Fernwirkung der Anlage wird sich aufgrund der gering geneigten Landschaft nicht 
ergeben, da Hügel oder Anhöhen fehlen. Lediglich vom Straßendamm der SRs 21 ist in 
Fahrtrichtung Norden kurzzeitig ein Einblick in die Anlage möglich. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen mittlerer Erheblichkeit für das Schutzgut Landschaft 
zu erwarten. 
 
 
3.8. Erholungseignung 
 
Bestand: 
Das Plangebiet wird auf dem bestehenden öffentlichen Feldwegenetz von Erholungssuchenden 
nicht genutzt, da attraktive Anbindungen an städtische Wohnbauflächen in Alburg oder an der 
Regensburger Straße fehlen. Das Feldwegenetz wird fast ausschließlich durch die Anlieger zur 
landwirtschaftlichen Bewirtschaftung der Flächen genutzt. 
Das Plangebiet liegt außerhalb maßgeblicher Erholungsräume der Stadt Straubing und ist durch 
den Bahnverkehr erheblich vorbelastet. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Anlage wird das bestehende Wegenetz nicht verändert. Von der Anlage selbst sind 
keine Auswirkungen auf die Erholungseignung zu erwarten. Durch die festgesetzte 
Randeingrünung ist mit einer landschaftlich angemessenen Einbindung zu rechnen. Da 
weiterhin attraktive Weganbindungen an den Stadtrandbereich fehlen, ist nicht mit einer 
wesentlichen Nutzung des Gebiets durch Erholungssuchende zu rechnen. 
 
Bewertung: 
Durch die Planänderung sind Auswirkungen geringer Erheblichkeit für das Schutzgut 
Erholungseignung zu erwarten. 
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3.9. Kulturgüter / Sonstige Sachgüter 
 
Bestand: 
Bodendenkmäler sind im Plangebiet nicht bekannt, ein Vorkommen kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden. Aufgrund der Nähe zum Bodendenkmal D2-7141-0190 liegt die Anlage 
im Bereich einer archäologischen Vermutungsfläche. Da sie unmittelbar benachbart der 
Eisenbahn und eines Hofes liegt, verzichtet die Stadtarchäologie auf Sondagen. Wenn relikte an 
den Tag kommen, ist dies der Stadtzarchäologie mitzuteilen (Grundlage: Denkmalschutz-
gesetz). 
 
Sonstige zu beachtende Sachgüter sind nicht bekannt. 
 
Auswirkungen: 
Durch die Arte der Fundamentierung der baulichen Anlagen mittels Erddübeln sind erhebliche 
Bodeneingriffe nicht erforderlich. Erdarbeiten sind ausschließlich für die Leitungsgräben der 
Hauptleitungen sowie punktuell für den Unterbau der Trafostation erforderlich. Diese reichen 
jedoch nicht tiefer als 40 cm in den Boden und gehen daher nicht über den gegenwärtig 
anzunehmenden Pflughorizont hinaus. Eine Beschädigung potenzieller Bodendenkmäler ist 
nicht anzunehmen. 
  
Bewertung: 
Durch die Planänderung ist mit geringen Auswirkungen auf das Schutzgut Kulturgüter zu 
rechnen. 
 
 
4.  Entwicklung des Gebietes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die Flächen als landwirtschaftliche Nutzflächen 
erhalten und werden weiter bewirtschaftet. 
 
 
5.  Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
 
Zur Vermeidung und Minderung von erheblichen Umweltauswirkungen auf die betroffenen 
Schutzgüter wurden im Bebauungsplan nachfolgende Festsetzungen getroffen: 
 
Schutzgut Mensch 
 
- Standortwahl der Anlage abseits von Wohngebäuden oder sonstigen sensiblen Nutzungen 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt 
 
- Festsetzung von privaten Grünstreifen mit 5 m Breite an den Außengrenzen. Pflanzung von 

Hecken mit standortgerechten heimischen Sträuchern und Bäumen.  
- Verwendung von Regio-Saatgut für die Begrünung der Wiesenflächen. 
- Erhalt der Durchgängigkeit der Einfriedungen für Kleintiere, bodengebundene Vögel und 

Niederwild. 
- Extensive Nutzung der Wiesenflächen innerhalb der Anlage fördert wiesenbrütende 

Vogelarten. 
 
Schutzgüter Boden / Wasser 
 
- Keine Veränderung der natürlichen Bodengestalt 
- Minimierung der Eingriffe in den Boden durch Festsetzung von Punktfundamenten. 
- Kein Düngemittel- und Spitzmitteleinsatz zur Vermeidung stofflicher Belastungen auf den 

Wiesenflächen. 
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Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 
 
- Begrenzung der zulässigen Höhe der Module auf maximal 3,50 m und von Einfriedungen 

auf 2,25 m. 
- Festsetzung von Gehölzpflanzungen an den relevanten Außengrenzen zur landschaftlichen 

Einbindung. 
- Festsetzung der Lage der notwendigen Einfriedung innerhalb der Anlage. 
 
 
6.  Naturschutzfachliche Eingriffsregelung 
 
Die Errichtung der Photovoltaikanlagen ist geeignet, einen Eingriff im Sinne des § 14 BNatSchG 
zu verursachen. Maßgeblich für diese Einstufung sind die durch die Inanspruchnahme der 
Flächen einhergehenden Veränderungen des Orts- und Landschaftsbildes sowie die 
Inanspruchnahme von Boden durch Überbauung. Die großflächigen, technischen Anlagenteile 
führen zu einer nachhaltigen Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes.  
 
In der verbindlichen Bauleitplanung ist gemäß § 18 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz die 
naturschutzfachliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung anzuwenden.  
 
 
6.1  Eingriffsbewertung / Ermittlung des Ausgleichsbedarfs 
 
Die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs für unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft 
erfolgt auf der Basis des Schreibens des Bayerischen Staatsministeriums des Innern zu 
Photovoltaik-Freilandanlagen vom 19.11.2009, AZ. IIB5-4112.79-037/09 hinsichtlich der 
Anwendung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung (Punkt 1.3 des Schreibens). 
 
Ausgleichsbedarf Sondergebiet Photovoltaik 
 
Der Kompensationsfaktor  wird gemäß den Festlegungen des IMS vom 19.11.2009 zunächst mit 
0,20 angesetzt. Folgende Maßnahmen rechtfertigen eine Reduzierung auf einen 
Kompensationsfaktor von 0,10: 
 
- Verwendung von autochthonem Pflanzgut für Gehölzpflanzungen 
- Verwendung von Regio-Saatgut für die Ansaat von Wiesenflächen 
- Breite der Randeingrünung mindestens 5 m 
- Extensive Pflege der Wiesenflächen zur Förderung wiesenbrütender Vogelarten. 
 
Als Eingriffsfläche werden die unmittelbar durch die Photovoltaik-Modulreihen überstellten 
Flächen herangezogen. Die als Wiesenflächen begrünten Zwischenflächen sowie die privaten 
Grünflächen mit Pflanzgeboten bleiben unberücksichtigt. Bei den geplanten sechsreihigen 
Modultischen ergeben sich für beide Bauabschnitte in Abhängigkeit der geplanten Neigung 
folgende projektive Bedeckungen: 
 

• und 2. Tischreihe von Süden: 20° Neigung, Projektive Breite 5,64 m, 10 Tische x 54 m. 
Projektive Deckung: 540 m x 5,64 m = 3.056,60 m² 

• Sonstige Tischreihen ab der 3. Reihe: 25° Neigung, Projektive Breite 5,44 m, 19 Tische x 
54 m. Projektive Deckung: 1.026 m x 5,44 m = 5.581,44 m² 

 
Gesamtfläche der projektiven Bedeckung: 3.056,60 m² + 5.581,44 m² = 8.638,04 m². 
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Ausgleichsbedarf SO Photovoltaik-Anlage: 
 
8.638,04 m² projektive Bedeckung  x 0,10 Kompensationsfaktor = 863,80 m²  
 
Insgesamt ist für Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaft eine Ausgleichsfläche von     
863,80 m² zu erbringen. 
 
 
6.2.  Ausgleichsmaßnahmen 
 
Die für unvermeidbare Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild erforderliche 
Ausgleichsverpflichtung wird durch Entrichtung einer Ersatzzahlung durch den Vorhabenträger 
an das Ökokonto der Stadt Straubing erbracht. 
 
Der zu zahlende Betrag beläuft sich auf 6.910,40 € (863,80 m² x 8,00 €). Dieser Betrag wird im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens von der Unteren Naturschutzbehörde vom 
Vorhabenträger eingefordert. 
 
Aus dem Ökokontopool der vorhandenen Grundstücke kann die für das vorliegende Projekt 
benötigte Fläche von 863,80 m² auf folgenden Flurstücken nachgewiesen werden: 
 
 
Flurstücks-Nr. Gemarkung Angerechneter Flächenanteil in m² 

3043 Straubing 429,18 
2673 Ittling 285,00 
2736 Ittling 149,62 

 
 
6.3. Planungsalternativen 
 
Die Plankonzeption innerhalb des Geltungsbereiches wird wesentlich durch die vorgesehene 
Nutzung bestimmt. Aufgrund der Art der vorgesehenen baulichen Anlagen sind für die 
Grundzüge der Planung keine wesentlichen konzeptionellen Alternativen möglich. 
 
Da keine besonderen Erfordernisse an die Erschließung der Flächen besteht und durch die 
vorliegende Plankonzeption den wesentlichen öffentlichen und privaten Belangen angemessen 
Rechnung getragen werden kann, lässt eine weitere Untersuchung von Planungsalternativen 
keine wesentliche Änderung der Plankonzeption erwarten. 
 
 
7.  Methodik / Grundlagen 
 
Für die Erarbeitung des Umweltberichtes wurden nachfolgende Grundlagen herangezogen: 
 
- Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan Stadt Straubing 
- Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern zu Photovoltaik-

Freilandanlagen vom 19.11.2009, AZ. IIB5-4112.79-037/09. 
- Biotopkartierung Bayern, GIS-Daten des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz  
- Stadtbiotopkartierung Straubing, Stand 03/2012. 
- FFH-Gebiete Bayern, SPA-Gebiete Bayern, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutz-

gebiete, Geschützte Landschaftsbestandteile: GIS-Daten des Bayerischen Landesamtes 
für Umweltschutz, Stand 11/2016 

- Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Landesentwicklung und Umweltfragen, 2. erweiterte Auflage, Januar 2003 
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- Landschaftsrahmenplan Region 12, Bayerisches Landesamt für Umwelt, Stand 
31.03.2011 

- Örtliche Erhebungen, MKS AI, 2016 
-  „Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanlagen“, C. 

Herden, J. Rassmus, B. Gharadjedaghi, Bundesamt für Naturschutz, Bonn – Bad 
Godesberg, Skripten 247, 2009. 

 
 
8.  Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 
 
Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die aus der Durchführung 
der verbindlichen Bauleitplanung resultieren: 
 
Eingrünung der Anlage: 
Die Funktionsfähigkeit und zielgemäße Entwicklung der vorgesehenen Baum- und 
Strauchpflanzungen auf den privaten Grünflächen ist etwa 5 Jahre nach Pflanzung erstmals zu 
prüfen. Wesentlich ist die Erreichung der Einbindung in das Orts – und Landschaftsbild sowie 
eine geschlossene Heckenstruktur. Danach sollte alle etwa 5 Jahre die Wirksamkeit der 
Eingrünung geprüft werden. 
 
Einfriedung: 
Die Aufrechterhaltung der Durchgängigkeit für Kleintiere und Niederwild ist nach Errichtung der 
Anlage und Beseitigung des Wildschutzzaunes etwa alle 5 Jahre zu prüfen. 
 
Artenschutz: 
Die Prüfung artenschutzrechtlicher Anforderungen von Feldlerche und Schafstelze sind durch 
die textliche Festsetzung 0.7 im Bebauungs- und Grünordnungsplan verbindlich geregelt: 5 
Jahre nach Inbetriebnahme ist ein Monitoring der Flächen durch ein qualifiziertes Fachbüro 
hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Anforderungen von Feldlerche und Schafstelze 
durchzuführen. Es ist zu prüfen, ob Feldlerche und Schafstelze die Flächen innerhalb der 
Anlage annehmen und durch die festgesetzten Pflegemaßnahmen auf den Wiesenflächen 
geeignete Lebensraumbedingungen geschaffen werden. 
 
Je nach Ergebnis dieses Monitorings kann in Abstimmung mit dem fachlichen Naturschutz ggf. 
die Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes zur Definition von (anderen) 
grünordnerischen und / oder Pflegemaßnahmen angezeigt sein. 
 
 
9.  Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
 
Zur Förderung der Erzeugung regenerativer Energieträger im Gebiet der Stadt Straubing soll 
durch die Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplans Nr. 205 Sondergebiet 
„Photovoltaik-Anlage Lerchenhaid Nordteil“ die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 
mit einer installierten elektrischen Leistung von ca. 1,5 Megawatt ermöglicht werden.  
 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter wurden in einer Umweltprüfung 
dargelegt, die Inhalte sind im vorliegenden Umweltbericht ausgeführt. Aufgrund der Art der 
vorgesehenen Nutzung sind bezogen auf die Schutzgüter überwiegend geringe bis mittlere 
Umweltauswirkungen zu erwarten.   
 
Durch Festsetzungen hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung sowie Festsetzungen zur 
Grünordnung wurden insbesondere die zu erwartenden Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Mensch, Boden und Landschaftsbild reduziert. Unvermeidbare Eingriffe in Naturhaushalt und 
Landschaft werden durch Maßnahmen des Naturschutzes an anderer Stelle ausgeglichen. 
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Im Ergebnis sind die Auswirkungen des Bebauungs- und Grünordnungsplans als 
umweltverträglich zu werten. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter 
sind nicht zu erwarten. 
 
Die abschließende tabellarische Bewertung der Schutzgüter soll einen unmittelbaren Überblick 
geben und erfolgt in drei Stufen: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. 
 
 
 
 

SCHUTZGUT 
Baubedingte 
Erheblichkeit 

Anlagenbedingte 
Erheblichkeit 

Betriebsbedingte 
Erheblichkeit 

Gesamt-
bewertung 

Mensch gering gering gering gering 

Tiere, Pflanzen, 
Artenvielfalt 

mittel gering gering gering 

Boden gering gering gering gering 

Wasser gering mittel gering gering 

Klima gering gering gering gering 

Landschaftsbild mittel mittel gering mittel 

Erholungseignung gering gering - gering 

Kulturgüter gering gering - gering 

Sonstige  
Sachgüter 

- - - 
Nicht 

betroffen 
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